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Teil A. - Allgemeines 

 

1. Allgemeines / Geltungsbereich 

1.1. Diese Geschäftsbedingungen gelten nur gegenüber Unterneh-
mern in Ausübung ihrer selbstständigen oder beruflichen Tätigkeit 

und gegenüber juristischen Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts. Sie gelten für alle Verträge, die zwischen der Service-ERP 
GmbH – nachfolgend auch Auftragnehmer genannt - und unseren 

Vertragspartnern – nachfolgend auch Kunden genannt - abgeschlos-
sen werden.  

1.2. Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote vom Auftragnehmer 

erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen (AGB / Teil A. – E.). Diese sind Bestandteil aller Verträge, 
der Auftragnehmer mit seinen Vertragspartnern schließt. Sie gelten 

auch für alle zukünftigen Lieferungen, Leistungen oder Angebote an 
den Kunden, selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart 

werden. 

1.3. Die Service-ERP GmbH verwendet für einzelne Vertragsarten 
weitere spezielle Vertragsbedingungen (z.B. für die Wartung /Sup-
port/Mietverträge o.ä.); solche speziellen Vertrags-bedingungen 

gelten neben diesen AGB. Sollten die speziellen Vertragsbedingun-
gen zu Regelungen dieser AGB in Widerspruch stehen, gilt im Zweifel 
die Regelung aus den speziellen Vertragsbedingungen vorrangig vor 

diesen AGB. 

1.4. Geschäftsbedingungen des Kunden finden keine Anwendung, 
auch wenn der Auftragnehmer ihrer Geltung im Einzelfall nicht ge-

sondert widerspricht. Selbst wenn der Auftragnehmer auf ein 
Schreiben Bezug nimmt, das Geschäftsbedingungen des Kunden 
oder eines Dritten enthält oder auf solche verweist, liegt darin kein 

Einverständnis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen. 

 

2. Angebote / Unterlagen 

2.1. Alle Angebote vom Auftragnehmer sind freibleibend und unver-
bindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich gekennzeich-

net sind oder eine bestimmte Annahmefrist enthalten. Bestellungen 
oder Aufträge des Kunden kann der Auftragnehmer innerhalb von 
vierzehn Tagen nach Zugang annehmen. 

2.2. Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum oder Urheber-

recht an allen von dort abgegebenen Angeboten und Kostenvoran-
schlägen sowie für den Kunden individuell erstellten Planungen und 

Konzepte vor. Der Auftraggeber darf diese Unterlagen ohne aus-
drückliche Zustimmung vom Auftragnehmer weder als solche noch 
inhaltlich Dritten zugänglich machen, sie bekannt geben, selbst oder 

durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat auf Verlangen seitens 
des Auftragnehmers diese Unterlagen vollständig an diesen zurück-

zugeben und eventuell gefertigte Kopien zu vernichten, wenn sie 
von ihm im ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt 
werden oder wenn Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Ver-

trages führen. Ausgenommen hiervon ist die Speicherung elektro-
nisch zur Verfügung gestellter Daten zum Zwecke üblicher Datensi-
cherung. 

 

3. Vertragsschluss und Vertragsleistungen 

3.1. Soweit dem Kunden in einem einheitlichen Angebot unter-
schiedliche Vertragsleistungen (z.B. Software-Miete, ,Software-
Wartungsvertrag) angeboten werden, werden mit Annahme des An-

gebotes durch den Kunden getrennte Verträge über die jeweilige 
Vertragsleistung unter Einbeziehung der für diese Leistung gelten-
den speziellen Vertragsbedingungen geschlossen. 

3.2. Die von Auftragnehmer geschuldeten Vertragsleistungen erge-
ben sich aus der dem Kunden im Rahmen der Vertragsanbahnung 
übergebenen Leistungs- und Produktbeschreibung(en). Produkt-De-

tails, die in individuell für den Kunden erstellten Unterlagen aufge-
führt sind, haben im Zweifel Vorrang vor Beschreibungen in allge-
meinen Broschüren oder der Werbung vom Auftragnehmer. 
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3.3. Der Auftragnehmer ist berechtigt, insbesondere im Rahmen von 

Dauerschuldverhältnissen, vertraglich vereinbarte Leistungen zu än-
dern, soweit dies für den Kunden zumutbar ist, und 

▪ neue gesetzliche Anforderungen die Leistungsänderung not-

wendig machen, oder 

▪ die technische Fortentwicklung eine Anpassung der vom Auf-
tragnehmer erbrachten Leistung erfordert, insbesondere die 
ursprünglich vereinbarte Leistung nicht mehr dem aktuellen 

Stand der Technik entspricht, oder 

▪ Leistungen vom Auftragnehmer einzelne Komponenten von 
Drittanbietern enthalten und diese ihre Produkte nur noch in 

geänderter Form zur Verfügung stellen, oder 

▪ der Auftragnehmer unter Berücksichtigung der Interessen 
des Kunden ein berechtigtes Interesse an der Änderung/An-
passung der Vertragsleistung darlegen kann.  

3.4. Der Auftragnehmer wird die Kunden rechtzeitig vor Einführung 

etwaiger Leistungsänderungen über den Kunden-Newsletter 
und/oder in anderer geeigneter Form über die geplanten Leistungs-

änderungen informieren. 

3.5. Bei Änderung wesentlicher Leistungsbestandteile, die die Taug-
lichkeit der vom Auftragnehmer erbrachten Leistung für den Kunden 
nachhaltig und spürbar beeinträchtigt, hat der Kunde ein Sonder-

kündigungsrecht, welches er innerhalb von 4 Wochen nach Mittei-
lung der geplanten Leistungsänderung ausüben kann. Macht der 

Kunde von diesem Sonderkündigungsrecht keinen Gebrauch, gilt die 
geänderte Vertragsleistung als vom Kunden genehmigt. 

 

4. Preise / Zahlungsbedingungen 

4.1. Sämtliche in Angeboten und Vertragsunterlagen aufgeführten 
Preise verstehen sich Netto zzgl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

4.2. Soweit mit dem Kunden bei Vertragsschluss bzw. Auftragsertei-

lung keine individuellen Preisvereinbarungen getroffen werden, 
richten sich die Preise inkl. etwaiger Fahrt- und Übernachtungskos-

ten nach der jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen 
Preisliste vom Auftragnehmer. Neben etwaig individuell vereinbar-
ten Leistungsvergütungen trägt der Kunde etwaige Fahrt- und Über-

nachtungskosten nach der jeweils aktuellen Preisliste vom Auftrag-
nehmer, wenn dies nicht ausdrücklich anders vereinbart ist. 

4.3. Der Auftragnehmer ist berechtigt, auf vertraglich vereinbarte 

Entgelte, Werklöhne o.ä. angemessene Abschläge im Voraus zu be-
rechnen. 

4.4. Bei Abschluss eines Dauerschuldverhältnisses ist ein erster Ab-
schlag direkt nach Abschluss des Vertrages fällig. Die monatliche 

Entgelt-Zahlung ist unmittelbar nach Installation der Software bzw. 
mit Beginn des folgenden Monats fällig. Die Folgezahlungen sind je-

weils zum 1. eines jeden Monats fällig. 

4.5. Im Rahmen von Dauerschuldverhältnissen sind monatliche Zah-
lungen vom Kunden im Wege des Lastschriftverfahrens (SEPA-Fir-

menlastschrift) zu leisten und werden dementsprechend vom Auf-

tragnehmer eingezogen. Für den Fall, dass der Kunde das SEPA-Man-
dat wiederruft und/oder in einem laufenden Kalenderjahr 3 oder 
mehr Rücklastschriften erfolgen, wird die für das laufende Jahr noch 

anfallende Vergütung sofort fällig und durch den Auftragnehmer in 
einer Jahresrechnung abgerechnet. Für jedes darauffolgende Jahr 

wird die Vergütung ebenfalls im Voraus fällig und über eine Jahres-
rechnung zu Beginn des Jahres abgerechnet, solange der Kunde kein 
neues Lastschriftmandat erteilt. 

4.6. Sämtliche Rechnungen vom Auftragnehmer sind innerhalb von 

10 Tagen ab Rechnungsdatum zur Zahlung fällig.  

4.7. Im Rahmen von Dauerschuldverhältnissen kann der Auftragneh-
mer das wiederkehrende Entgelt nach billigem Ermessen erhöhen, 

wenn sich die für die Berechnung des Entgelts maßgeblichen Kosten 
in Folge von durch vom Auftragnehmer nicht zu verantwortenden 
Umständen erhöhen. Dies ist insbesondere bei einer Steigerung von 

Lohn- Personal- und Energiekosten der Fall, oder wenn gesetzliche 

oder behördliche technische Anforderungen zu einem Mehrauf-

wand für den Auftragnehmer führen.  

4.8. Der Auftragnehmer kann ferner das Entgelt anpassen, wenn sich 
der Verbraucherpreisindex des statistischen Bundesamtes um mehr 

als 5 Prozentpunkte seit der letzten Preisanpassung erhöht hat. Der 
Umfang der Erhöhung richtet sich dabei nach der Erhöhung des Ver-
braucherpreisindex. 

4.9. Eine Änderung des Entgelts darf für jede Leistung jeweils nicht 

innerhalb von 12 Monaten seit der letzten Erhöhung erfolgen. Sie 
wird dem Kunden mindestens 2 Monate zuvor Leistungsänderungen 

über den Kunden-Newsletter und/oder in anderer geeigneter Form 
mitgeteilt. Der Auftraggeber hat das Recht im Falle einer einseitigen 
Entgelterhöhung durch den Auftragnehmer innerhalb eines Monats 

ab Bekanntgabe der Erhöhung in Textform zu kündigen. Macht der 
Kunde von diesem Sonderkündigungsrecht keinen Gebrauch, gilt die 
Entgelterhöhung als akzeptiert. 

4.10. Der Auftragnehmer erstellt Rechnungen in digitaler Form und 
stellt diese dem Kunden über das Internet zur Verfügung (Online-
Rechnung). Es wird die von dem Kunden benannte E-Mail-Adresse 

verwendet. Beim Versand von Rechnungen über den Postweg fällt 
je Rechnung ein Verwaltungsentgelt in Höhe von 5,00 EUR an. 

4.11. Der Kunde ist verpflichtet, dem Auftragnehmer etwaige Ände-
rungen der E-Mail-Adresse, an die er Mitteilung über Rechnungen 

erhalten möchte, rechtzeitig mitzuteilen. Nimmt der Kunde die Be-
reitstellung einer Rechnung nicht zur Kenntnis, weil er eine fehler-

hafte E-Mail-Adresse mitgeteilt hat oder den Auftragnehmer nicht 
48 Stunden vor Versand der Mitteilung über die Änderung der E-
Mail-Adresse informiert hat, gilt die Rechnung gleichwohl als zuge-

gangen. Gleiches gilt, wenn der Kunde die ihm übersandte E-Mail 
nicht liest. 

4.12. Der Kunde ist verpflichtet, bereit gestellte Online-Rechnungen 

umgehend herunterzuladen und in seinem EDV-System zu spei-
chern. Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, Online-Rechnungen 
nach Übersendung länger als 6 Monate zur Verfügung zu stellen. 

 

5. Zahlungsverzug  
5.1. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, ist der Auftragneh-

mer berechtigt, nach Mahnung und entsprechender Ankündigung 
laufende Vertragsleistungen zurückzuhalten, auszusetzen bzw. ein-

stellen, bis der Kunde die ausstehenden Zahlungen geleistet hat (Zu-
rückbehaltungsrecht). Der fortlaufende Vergütungsanspruch für die 
ausgesetzte Vertragsleistung bleibt hiervon unberührt. Befindet sich 

der Kunde im Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses mit 2 Mo-
natsentgelten in Verzug, ist der Auftragnehmer berechtigt, das ent-
sprechende Vertragsverhältnis zu kündigen; als Ausfallentschädi-

gung werden 50% der noch ausstehenden Vergütung auf die regu-
läre Vertragslaufzeit fällig. 

5.2. Für jede notwendige Mahnung des Kunden im Falle des Zah-

lungsverzuges kann der Auftragnehmer eine Mahnpauschale i.H.v. 
10,00 EUR berechnen, die nicht auf sonstige Verzugsschadenersatz-
ansprüche angerechnet wird.  

5.3. Der Auftragnehmer ist berechtigt, einzelne Vertragsleistungen 

zurückzuhalten bzw. auszusetzen, soweit und solange die hierfür 
geltenden gesetzlichen Anforderungen durch den Kunden nicht er-

füllt sind und/oder der Kunde eine notwendige Mitwirkungsleistung 
nicht erbringt. Der fortlaufende Vergütungsanspruch für die ausge-
setzte Vertragsleistung bleibt hiervon unberührt. 
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6. Aufrechnung / Abtretung 

6.1. Der Kunde kann gegenüber Forderungen vom Auftragnehmer 

nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderun-
gen die Aufrechnung erklären. 

6.2. Die Abtretung von Ansprüchen des Kunden gegen den Auftrag-

nehmer ist unwirksam, sofern es sich bei dem abgetretenen An-
spruch nicht um eine Geldforderung handelt oder der Auftragneh-
mer der Abtretung schriftlich zugestimmt hat. 

 

7. Gewährleistung 

7.1. Trotz sorgfältiger Entwicklung und ausführlicher Tests ist es 
nach derzeitigem Stand der Technik nicht möglich, Software so zu 
programmieren, dass sie unter allen denkbaren Rahmenbedingun-

gen störungsfrei läuft. Die Software hat in diesem Sinne die in den 
Produkt- und Leistungsbeschreibungen aufgeführten Eigenschaften 
und verfügt über die für die gewöhnliche Verwendung von Software 

vergleichbarer Art notwendige Qualität. 

7.2. Eine Funktionsbeeinträchtigung der Software, die auf den Ein-
satz ungeeigneter Hardware, Vernachlässigung erforderlicher Maß-

nahmen zur IT-Sicherheit und/oder Bedienungsfehler durch den 
Kunden bzw. dessen Mitarbeiter zurückzuführen sind, stellen keine 
Mängel im Sinne des Gewährleistungsrechts dar. Gewährleistungs-

ansprüche des Kunden sind darüber hinaus ausgeschlossen, wenn 
der Kunde nicht die vom Auftragnehmer zur Verfügung gestellten 

aktuellen Versionen der Software-Produkte nutzt. 

 7.3. Etwaig auftretende Funktionsstörungen hat der Kunde umge-
hend in Textform nachvollziehbar an den Auftragnehmer zu melden. 

7.4. Bei Sachmängeln wird der Auftragnehmer, den vom Kunden 
nachvollziehbar gemeldeten Mangel in einer angemessenen Frist 

abstellen. Die Nacherfüllung erfolgt nach Wahl vom Auftragnehmer 
durch Nachbesserung (z.B. durch Updates, Patches o.ä.) oder Ersatz-

lieferung. Bei zweimaligem Fehlschlagen der Fehlerbeseitigung kann 
der Kunde Rücktritt vom Vertrag oder angemessene Minderung des 
Kaufpreises erklären. Von einem Fehlschlagen der Nachbesserung 

oder Ersatzlieferung ist erst auszugehen, wenn der Auftragnehmer 
hinreichende Gelegenheit zur Nachbesserung oder Ersatzlieferung 
eingeräumt wurde, ohne dass der gewünschte Erfolg erzielt wurde, 

wenn die Nachbesserung oder Ersatzlieferung unmöglich ist oder, 
wenn sie vom Auftragnehmer verweigert oder unzumutbar verzö-

gert wird. 

7.5. Im Rahmen der Nachbesserung ist vom Kunden ein gleichwerti-
ger neuer Programmstand oder der gleichwertige vorherige Pro-
grammstand, der den Fehler nicht enthalten hat, zu übernehmen, 

wenn dies für ihn zumutbar ist. 

7.6. Die Gewährleistungsfrist für gekaufte Software sowie sonstige 
vom Auftragnehmer verkaufte Produkte beträgt 12 Monate nach 

Übergabe an den Kunden bzw. Download der Software.  
7.7. Das Recht des Kunden auf Kostenvorschuss für die Selbstvor-

nahme der Mängelbeseitigung nach § 637 (3) BGB wird ausdrücklich 
ausgeschlossen. 

7.8. Die vom Auftragnehmer zur Verfügung gestellte Software ver-

steht sich als digitales Werkzeug. Der Auftragnehmer haftet nicht für 
die individuelle Anwendung durch den Kunden. 

 

8. Haftung 

8.1. Der Auftragnehmer leistet Schadenersatz oder Ersatz vergebli-

cher Aufwendungen, gleich aus welchem Rechtsgrund (z.B. aus 
rechtsgeschäftlichen und rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhält-
nissen, Sach- und Rechtsmängeln, Pflichtverletzung und unerlaubter 

Handlung), nur in folgendem Umfang: 

8.1.1. Die Haftung bei Vorsatz und aus Garantie ist unbeschränkt. 

8.1.2. Bei grober Fahrlässigkeit haftet der Auftragnehmer in Höhe 
des typischen und bei Vertragsabschluss vorhersehbaren Schadens. 

8.1.3. Bei einfach fahrlässiger Verletzung einer Kardinalpflicht 

(Pflicht, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 

Vertrages überhaupt erst ermöglicht, auf deren Einhaltung der Ver-

tragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf und deren Ver-
letzung die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet) haftet der 

Auftragnehmer in Höhe des typischen und bei Vertragsabschluss 
vorhersehbaren Schadens, höchstens jedoch mit 100.000,00 EUR  je 
Schadensfall und 250.000,00 EUR  für alle Schadensfälle aus und im 

Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis zum Kunden insgesamt. 

8.2. Der Auftragnehmer bleibt der Einwand des Mitverschuldens of-
fen. Der Kunde hat insbesondere die Pflicht zur eigenverantwortli-

chen und regelmäßigen Datensicherung sowie zur Abwehr von 
Schadsoftware jeweils nach dem aktuellen Stand der Technik. Scha-
densersatzansprüche für den Verlust gespeicherter Daten sind be-

schränkt auf den typischen Wiederherstellungsaufwand, der bei re-
gelmäßiger und gefahrentsprechender Anfertigung von Sicherungs-
kopien eingetreten wäre. 

8.3. Die verschuldensunabhängige Haftung vom Auftragnehmer auf 

Schadenersatz im Rahmen von Mietverträgen für bei Vertrags-

schluss vorhandene Mängel (§ 536a BGB) ist ausgeschlossen. 

8.4. Bei Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit und bei An-

sprüchen aus dem Produkthaftungsgesetz gelten die gesetzlichen 
Regelungen ohne Beschränkungen. 

8.5. Die vorstehende Haftungsbeschränkung gilt gleichzeitig für An-
gestellte und Erfüllungsgehilfen vom Auftragnehmer.  

 

9. Termine 

9.1. Der Auftragnehmer ist nachhaltig bemüht, die mit dem Kunden 
vereinbarten Liefer- und Leistungstermine und -fristen einzuhalten. 
Die Einhaltung der Termine/Fristen steht unter der Bedingung der 

Erfüllung sämtlicher notwendigen Mitwirkungsleistungen des Kun-
den. Nachträgliche Änderungswünsche des Kunden an der Vertrags-
leistung führen zu einer angemessenen Verlängerung der Leistungs-

fristen bzw. Verschiebung der ursprünglich vereinbarten Termine, 
auch ohne, dass dies explizit mit dem Kunden vereinbart wird. 

9.2. Werden Termine/Fristen vom Auftragnehmer ausnahmsweise 

nicht eingehalten, ohne dass dies durch ein Verhalten des Kunden 
begründet ist, so hat der Kunde dem Auftragnehmer eine angemes-
sene Nachfrist zu setzen, die in der Regel 6 Wochen nicht unter-

schreiten darf. Nach erfolglosem Ablauf der vom Kunden gesetzten 
(angemessenen) Nachfrist, ist der Kunde zum Rücktritt vom Vertrag 

berechtigt. Der Rücktritt muss unverzüglich nach Ablauf der vom 
Kunden gesetzten Frist und in schriftlicher Form erfolgen. Ein etwa-
iger Rücktritt des Kunden wirkt sich nur auf den Vertrag des Kunden 

mit dem Auftragnehmer aus, innerhalb dessen die unterlassene 
Leistung vom Auftragnehmer hätte erbracht werden müssen. 

 

10. Quellcode 

10.1. Der Kunde hat keinen Anspruch auf Herausgabe des Quell-

codes der von ihm eingesetzten Produkte der Service-ERP GmbH. 

10.2. Soweit mit dem Kunden individuell eine insolvenzfeste Hin-
terlegung von Programmcodes vereinbart wird, trägt der Kunde 
sämtliche hierfür anfallenden Kosten. 

 

11. Technische Schutzmaßnahmen 

11.1. Der Auftragnehmer ist berechtigt, eigene Software-Produkte 
mit technischen Funktionalitäten auszustatten, die eine statistische 
Auswertung technischer Nutzungsdaten sowie die Verhinderung li-

zenzwidriger Nutzung der Software ermöglicht, soweit hierdurch 
nicht die vertragsgemäße Nutzung der Software beeinträchtigt wird.  

11.2. Der Auftragnehmer wird im Rahmen der Maßnahmen nach 

vorstehendem Absatz die berechtigen Interessen des Kunden an der 
Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen sowie die ge-
setzlichen Regelungen zum Datenschutz berücksichtigen. 
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12. Datensicherung 
12.1. Der Kunde ist eigenverantwortlich zur Vornahme regelmäßi-
ger und risiko-adäquater Datensicherungen sowie zur Abwehr von 

Schadsoftware jeweils nach dem aktuellen Stand der Technik ver-
pflichtet. 
12.2. Bevor der Kunde Mitarbeitern vom Auftragnehmer Zugriff auf 

seine Computersysteme und/oder Daten gewährt, hat er zwingend 
eine (gesonderte) vollständige Datensicherung vorzunehmen. 

 

13. Änderung der Geschäftsbedingungen 

13.1. Änderungen oder Ergänzungen dieser AGB (Teil A. – E.) sowie 

der speziellen Vertragsbedingungen für einzelne Vertragsarten wer-
den dem Kunden spätestens 2 Monate vor dem geplanten Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens in Textform mitgeteilt. 

13.2. Im Falle einer vom Auftragnehmer angekündigten Änderung 

der AGB oder der speziellen Vertragsbedingungen für einzelne Ver-

tragsarten kann der Kunde innerhalb von 1 Monat ab Bekanntgabe 

der geplanten Änderungen das betroffene Vertragsverhältnis in 
Textform kündigen. Macht der Kunde von diesem Sonderkündi-
gungsrecht keinen Gebrauch, gelten die angekündigten Änderungen 

als akzeptiert und werden Bestandteil der vertraglichen Vereinba-
rung mit dem Kunden. 

 

14. Sonstiges 

14.1. Sämtliche Verträge mit dem Auftragnehmer unterliegen dem 

Recht der Bundesrepublik Deutschland, dies – soweit theoretisch 
anwendbar – unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 

14.2. Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus und 
im Zusammenhang mit Vertragsbeziehungen zur Service-ERP GmbH 

ist der Sitz vom Auftragnehmer in D-49835 Wietmarschen-Lohne. 

14.3. Sollte eine Bestimmung dieser Geschäftsbedingungen 
und/oder der ergänzenden speziellen Vertragsbedingungen vom 

Auftragnehmer ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden 
oder sollten die vertraglichen Regelungen mit dem Kunden unvoll-
ständig sein, so wird der Vertrag im übrigen Inhalt nicht berührt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teil B. -  Dauerhafte Überlassung von  
Standardsoftware (Kauf) 

 
1. Vertragsgegenstand 

1.1. Die in diesem Abschnitt (Teil B.) aufgeführten Regelungen fin-
den Anwendung auf den Erwerb des vom Kunden mit dem Auftrag 

bestellten Software-Produktes gegen Zahlung des von vom Auftrag-
nehmer angebotenen Kaufpreises. 

1.2. Der Auftragnehmer stellt dem Kunden ein digitales Handbuch 

zur vertragsgegenständlichen Software als Download zur Verfügung. 
Soweit der Kunde einen Software-Wartungsvertrag mit dem Auf-
tragnehmer abgeschlossen hat, werden ihm Updates im Internet 

zum Download bereitgestellt. 

1.3. Etwaige vom Kunden gewünschte Programmänderungen oder –
erweiterungen sowie eine ggfs. notwendige Einrichtung und/oder 

Customizing der Software durch Mitarbeiter vom Auftragnehmer 

beim Kunden sind nicht Gegenstand des Kaufvertrages. Diese Leis-
tungen sind vom Kunden gesondert zu vergüten (s. auch Teil C. die-

ser AGB). 

 

2. Nutzungsrechte 

2.1. Der Auftragnehmer gewährt dem Kunden unter der Bedingung 
der rechtzeitigen Zahlung des vereinbarten Kauf- bzw. Lizenzpreises 

an den Auftragnehmer ein nicht ausschließliches Recht zur Nutzung 
der erworbenen Standard-Software im Rahmen der im Auftrag ver-
einbarten Lizenzart (Einzelplatzlizenz oder Mehrplatzlizenz). Im Rah-

men einer Mehrplatzlizenz erwirbt der Kunde das Nutzungsrecht für 
die von ihm bei Vertragsschluss angegebene Zahl der User. Wenn 
der Kunde in der Folge die Anzahl der User erhöhen will, hat er hier-

für weitere User-Lizenzen vom Auftragnehmer zu erwerben. Soweit 
der Kunde mehrere Lizenzen (z.B. für Niederlassungen) erworben 

hat, kann die Software auch auf den Computersystemen der im Auf-
trag benannten Niederlassungen betrieben werden. 

2.2. Der Kunde darf das gelieferte Programm vervielfältigen, soweit 
die jeweilige Vervielfältigung für die vertragsgemäße Benutzung des 

Programms notwendig ist. Zu den notwendigen Vervielfältigungen 
zählen insbesondere die Installation des Programms vom Original-

datenträger auf den Massenspeicher der eingesetzten Hardware so-
wie das Laden des Programms in den Arbeitsspeicher. 

2.3. Darüber hinaus kann der Anwender eine Vervielfältigung zu Si-
cherungszwecken vornehmen. Es darf jedoch grundsätzlich nur eine 

einzige Sicherungskopie angefertigt und aufbewahrt werden. Diese 
Sicherungskopie ist als solche des überlassenen Programms zu kenn-
zeichnen. 

2.4. Ist aus Gründen der Datensicherheit oder der Sicherstellung ei-
ner schnellen Reaktivierung des Computersystems nach einem To-
talausfall die turnusmäßige Sicherung des gesamten Datenbestands 

einschließlich der eingesetzten Computerprogramme unerlässlich, 
darf der Anwender Sicherungskopien in der zwingend erforderlichen 
Anzahl herstellen. Soweit bei dieser Sicherung Datenträger verwen-

det werden, sind diese als Sicherungskopien der erworbenen Soft-
ware zu kennzeichnen. Die Sicherungskopien dürfen nur zu rein ar-

chivarischen Zwecken verwendet werden. 

2.5. Soweit der Kunde seine Datensicherung auf einen externen 
Dienstleister auslagert, insbesondere auf einen Cloud-Dienstleister, 
hat er sicherzustellen, dass seine Sicherungskopien nicht einem un-

kontrollierten Zugriff Dritter ausgesetzt sind. Der nachfolgende Ab-
satz ist sinngemäß anzuwenden. 

2.6. Der Kunde ist verpflichtet, den unbefugten Zugriff Dritter auf 

das Programm sowie die Dokumentation durch geeignete Vorkeh-
rungen zu verhindern. Die gelieferten Originaldatenträger sowie die 
Sicherungskopien sind an einem gegen den unberechtigten Zugriff 

Dritter gesicherten Ort aufzubewahren. Die Mitarbeiter des Kunden 
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sind nachdrücklich auf die Einhaltung der vorliegenden Vertragsbe-

dingungen sowie der Bestimmungen des Urheberrechtsgesetzes 
hinzuweisen. 

 

3. Dekompilierung und Programmänderungen 

3.1. Die Rückübersetzung des überlassenen Programmcodes in an-

dere Codeformen (Dekompilierung) sowie sonstige Arten der 
Rückerschließung der verschiedenen Herstellungsstufen der Soft-
ware (Reverse-Engineering) einschließlich einer Programmänderung 

sind ausschließlich für den eigenen Gebrauch des Kunden und nur 
zum Zwecke der Fehlerbeseitigung oder Erweiterung des Funktions-

umfangs der Software zulässig. 

3.2. Die Entfernung eines Kopierschutzes oder ähnlicher Schutzme-
chanismen ist nur zulässig, sofern durch diesen Schutzmechanismus 
die störungsfreie Programmnutzung beeinträchtigt oder verhindert 

wird. Für die Beeinträchtigung oder Verhinderung störungsfreier Be-

nutzbarkeit durch den Schutzmechanismus trägt der Anwender die 

Beweislast. 

3.3. Die entsprechenden Handlungen nach Ziff. 3.2. dürfen nur dann 
kommerziell arbeitenden Dritten überlassen werden, die in einem 
potentiellen Wettbewerbsverhältnis mit dem Auftragnehmer ste-

hen, wenn der Auftragnehmer die Vornahme der gewünschten Pro-
grammänderungen gegen ein angemessenes Entgelt zuvor aus-
drücklich abgelehnt hat. Dem Auftragnehmer ist eine hinreichende 

Frist zur Prüfung der Auftragsübernahme einzuräumen sowie der 
Name des Dritten mitzuteilen. 

3.4. Sofern die genannten Handlungen aus gewerblichen Gründen 

vorgenommen werden, sind sie nur zulässig, wenn sie zur Schaffung, 
Wartung oder zum Funktionieren eines unabhängig geschaffenen in-
teroperablen Programms unerlässlich sind und die notwendigen In-

formationen auch noch nicht veröffentlicht wurden oder sonst wie 
zugänglich sind, etwa beim Lieferanten oder Hersteller erfragt wer-

den können. 

3.5. Urhebervermerke, Seriennummern sowie sonstige der Pro-
grammidentifikation dienende Merkmale dürfen auf keinen Fall ent-
fernt oder verändert werden. Gleiches gilt für eine Unterdrückung 

der Bildschirmanzeige entsprechender Merkmale. 

 

 

4. Weiterveräußerung, Vermietung 

4.1. Der Anwender darf die Software einschließlich des Benutzer-
handbuchs und des sonstigen Begleitmaterials auf Dauer an Dritte 

veräußern oder verschenken, vorausgesetzt der erwerbende Dritte 
erklärt sich mit der Weitergeltung der vorliegenden Vertragsbedin-
gungen auch ihm gegenüber einverstanden und der Kunde hat die 

Software gegenüber dem Auftragnehmer zuvor vollständig bezahlt. 
Im Falle der Weitergabe muss der Anwender dem neuen Anwender 

sämtliche Programmkopien einschließlich gegebenenfalls vorhande-

ner Sicherheitskopien übergeben oder die nicht übergebenen Ko-
pien vernichten. Infolge der Weitergabe erlischt das Recht des alten 

Anwenders zur Programmnutzung. Der alte Anwender hat dem Auf-
tragnehmer den Verkauf bzw. die Weitergabe der Software unter 

Benennung des neuen Anwenders vor Übergabe der Software an 
den neuen Anwender schriftlich anzuzeigen.  

4.2. Der Anwender darf die Software einschließlich des Benutzer-
handbuchs und des sonstigen Begleitmaterials Dritten auf Zeit über-

lassen, sofern dies nicht im Wege der Vermietung zu Erwerbszwe-
cken (z. B. Application Service Providing, Software as a Service etc.) 
oder des Leasing geschieht und sich der Dritte mit der Weitergeltung 

der vorliegenden Vertragsbedingungen auch ihm gegenüber einver-
standen erklärt und der überlassende Anwender sämtliche Pro-

grammkopien einschließlich gegebenenfalls vorhandener Sicher-
heitskopien übergibt oder die nicht übergebenen Kopien vernichtet. 
Für die Zeit der Überlassung der Software an den Dritten steht dem 

überlassenden Anwender kein Recht zur eigenen Programmnutzung 
zu. Eine Vermietung zu Erwerbszwecken (z. B. Application Service 

Providing, Software as a Service etc.) oder das Verleasen sind unzu-

lässig. 

4.3. Der Anwender darf die Software Dritten nicht überlassen, wenn 
der begründete Verdacht besteht, der Dritte werde die Vertragsbe-

dingungen verletzen, insbesondere unerlaubte Vervielfältigungen 
herstellen. Dies gilt auch im Hinblick auf Mitarbeiter des Anwenders. 

 

5. Teil- und Vorauszahlungen 

Soweit im Vertrag / Auftrag mit dem Kunden nicht individuell etwas 

anderes vereinbart ist, werden folgende Abschlagszahlungen auf 
den vereinbarten Kaufpreis fällig: 1/2 mit Vertragsschluss / Auf-
tragserteilung, 1/3 bei Lieferung und 1/2 14 Tage nach erfolgter Lie-

ferung (Übermittlung der Lizenzdatei). 

 

6. Eigentumsvorbehalt an Datenträgern, Hardware usw. 

An etwaig mit der Software an den Kunden verkauften Hardware, 

Datenträgern, Zubehör und anderen physikalischen Gegenständen 

besteht ein Eigentumsvorbehalt zugunsten des Auftragnehmers ge-
mäß den Regelungen aus Ziff. 4 / Teil E. dieser AGB. 
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Teil C. -  Individuelle Programmierungen und  
Programmerweiterungen 

 
1. Vertragsgegenstand 

1.1. Die in diesem Abschnitt (Teil C.) aufgeführten Regelungen fin-
den Anwendung auf die individuelle Erstellung von Programmierar-

beiten nach Vorgabe des Kunden. 

1.2. Art und Umfang der für den Kunden zu erstellenden Software 
wird durch eine individuell zwischen den Parteien vereinbart Leis-

tungsbeschreibung (Pflichtenheft) definiert.  

1.3. Die Prüfung der rechtlichen Zulässigkeit der vom Kunden ge-
wünschten Programmierungen oder Programmerweiterungen ob-
liegt allein dem Kunden. Der Auftragnehmer übernimmt keine Haf-

tung für die individuelle Anwendung der vertragsgegenständlichen 
Software durch den Kunden. 

 

2. Nachträgliche Änderungswünsche (Change Request) 

2.1. Nachträgliche Änderungswünsche des Kunden im Hinblick auf 

den Funktionsumfang, die Programmstruktur, die Bildschirmgestal-
tung oder sonstige Merkmale muss der Auftragnehmer nicht be-
rücksichtigen, soweit sie eine Abweichung vom ursprünglichen Ver-

tragsinhalt darstellen, insbesondere nicht mit dem der Programm-
herstellung zugrunde gelegten Pflichtenheft oder sonstigen Leis-

tungsbeschreibungen übereinstimmen. 

2.2. Dem Auftragnehmer steht es frei, nachträgliche Änderungswün-
sche des Kunden gegen ein angemessenes zusätzliches Entgelt zu 
berücksichtigen. Der Auftragnehmer wird dem Kunden nach dessen 

Mitteilung eines Änderungswunsches ein Angebot über die hierfür 
anfallenden Mehrkosten unterbreiten. Solange der Kunde das un-
terbreitete Angebot über die mitgeteilten Änderungswünsche nicht 

annimmt, bleibt die ursprünglich definierte Vertragsleistung ver-
bindlich. 

 

3. Mitwirkung des Kunden 

3.1. Der Kunde ist im Rahmen des Zumutbaren zur angemessenen 

Mitwirkung bei der Programmherstellung verpflichtet. Die Mitwir-
kungspflicht umfasst insbesondere die Bereitstellung der für die Pro-

grammherstellung erforderlichen Informationen IT-technischer und 
projektorganisatorischer Art (Hardware- und Betriebssysteme, ein-
gesetzte Standardsoftware, Organisationspläne) sowie gegebenen-

falls der Hardware, auf der das Programm später eingesetzt werden 
soll. Während erforderlicher Testläufe und des Abnahmetests ist der 
Kunde persönlich anwesend oder stellt hierfür kompetente Mitar-

beiter ab, die bevollmächtigt sind, über Mängel, Funktionserweite-
rungen, Funktionskürzungen sowie Änderungen der Pro-

grammstruktur zu urteilen und verbindlich zu entscheiden. Der 
Kunde stellt ferner gegebenenfalls erforderliche Testdaten zur Ver-

fügung. 

3.2. Sofern der Auftragnehmer dem Kunden Entwürfe, Programm-

testversionen oder ähnliches vorlegt, werden diese vom Kunden ge-
wissenhaft geprüft. Reklamationen oder Änderungswünsche sind zu 

diesem Zeitpunkt anzumelden, soweit sie bereits erkennbar sind. 

3.3. Sämtliche Unterlagen und Materialien, die einer Vertragspartei 
von der Gegenpartei für die Durchführung des Auftrags überlassen 
werden, sind pfleglich zu behandeln und dürfen nur für den Eigen-

bedarf vervielfältigt und Dritten nicht zugänglich gemacht werden. 
Sie sind der anderen Vertragspartei einschließlich der angefertigten 
Vervielfältigungsstücke zurückzugeben, sobald sie für die Pro-

grammherstellung nicht mehr benötigt werden. 

3.4. Schuldet der Auftragnehmer auch die Installation der Software, 
muss der Kunde hierfür die Hardware bereitstellen und gegebenen-

falls für den benötigten Zeitraum andere Arbeiten mit der Compu-
teranlage einstellen. 

3.5. Auf Wunsch vom Auftragnehmer gestattet der Kunde den Zu-

griff auf die Software mittels Telekommunikation. Die hierfür erfor-
derlichen Verbindungen stellt der Kunde nach Anweisung vom Auf-

tragnehmer auf eigene Kosten her. 

 
4. Abnahme 

4.1. Die Abnahme der vom Auftragnehmer erstellten Programmie-

rungen erfolgt nach Fertigstellung der Gesamtleistung, in der Regel 
nach der Installation des Programmes auf der Hardware des Kunden. 

4.2. Nach der Installation des Programms weist der Auftragnehmer 
dem Kunden durch angemessene Abnahmetests das Vorhandensein 

der wesentlichen Programmfunktionen nach. Auf Verlangen des 
Kunden sind für einen Programmtest von ihm bereitgestellte Daten 

zu verwenden sowie bestimmte Arten zusätzlicher Tests durchzu-
führen, die der Kunde für notwendig hält um das Programm praxis-
nah zu prüfen. 

4.3. Hat die vom Auftragnehmer erstellte Programmierung die Ab-

nahmetests störungsfrei durchlaufen, ist der Kunde auf Verlangen 
vom Auftragnehmer verpflichtet, schriftlich die Abnahme zu erklä-
ren. Gegebenenfalls festgestellte kleinere Mängel sind in der Abnah-

meerklärung zu dokumentieren. 

4.4. Die Abnahme darf nicht wegen unerheblicher Mängel verwei-
gert werden. Der Auftragnehmer kann nach Fertigstellung der Soft-

ware zur Abgabe der Abnahmeerklärung eine Frist von 4 Wochen 
setzen, nach deren Ablauf die Software als abgenommen gilt, sofern 
nicht der Kunde die Abnahme unter Angabe mindestens eines (er-

heblichen) Mangels verweigert hat. 

 

5. Schulung / Einweisung  

Die Einweisung erfolgt durch den Auftragnehmer und umfasst die 
erstmalige Einarbeitung des Bedienungspersonals des Kunden in die 

allgemeine Bedienung der Programme. Der Auftraggeber hat hierzu 
geeignetes Bedienungspersonal bereitzustellen. Die Einarbeitungs-
zeiten für Schulungen und Softwareunterstützungen sind vom Kun-

den separat zu den jeweiligen Tagessätzen gemäß Preisliste des Auf-
tragnehmer zu vergüten. (s. auch Ziff. 4. / Teil D. dieser AGB) 

 

6. Nutzungsrechte 

6.1. Der Auftragnehmer gewährt dem Kunden unter der Bedingung 

der rechtzeitigen Zahlung der vereinbarten Vergütung an den Auf-
tragnehmer ein nicht übertragbares, nicht ausschließliches Recht 

zur Nutzung der erstellten Programmierung im Rahmen der bzgl. der 
zugrundeliegenden (Standard-)Software vereinbarten Lizenzart. 

6.2. Der Auftragnehmer ist allein berechtigt, die für den Kunden er-
stellte Programmierung weiter zu vermarkten.  
6.3. Das Nutzungsrecht für die individuelle Programmierung bzw. 

Programmerweiterung endet mit dem Nutzungsrecht des Kunden 

für die Standard-Software vom Auftragnehmer, für deren Erweite-

rung die Programmierung vorgenommen worden ist. 
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Teil D. -  Dienstleistungen 

 
1. Vertragsgegenstand 

1.1. Die in diesem Abschnitt (Teil D.) aufgeführten Regelungen fin-

den Anwendung auf Dienstleistungen, die der Auftragnehmer für 
Kunden erbringt, wie z.B. Schulungen, Service-Arbeiten, Unterstüt-
zung bei der Erstellung von Pflichtenheften oder Internetseiten etc. 

1.2. Dienstleistungen im Sinne dieser Regelungen sind Tätigkeiten 

von Mitarbeiten des Auftragnehmers unabhängig von Ort und Zeit. 

 

2. Protokollierung 

2.1. Für die durch den Auftragnehmer ausgeführten Dienstleistun-
gen gleich welcher Art wird vom Auftragnehmer ein Protokoll, Lie-

ferschein, Tätigkeitsnachweis o.ä. erstellt. Mit Unterschrift unter 
dieses Dokument bestätigt der Kunde die ordnungsgemäße und be-

anstandungsfreie Durchführung der jeweiligen Dienstleistung. Etwa-

ige geringfügige Beanstandungen des Kunden sollen in dem Doku-
ment vermerkt werden. 

2.2. Ist der Kunde nicht bereit, das Dokument im Sinne des vorste-

henden Absatzes zu unterzeichnen, hat er etwaige Beanstandungen 
bzgl. der vom Auftragnehmer erbrachten Dienstleistung innerhalb 
von 14 Tagen schriftlich anzuzeigen. Unterlässt der Kunde eine 

rechtzeitige Reklamation, gilt die Dienstleistung als vertragsgerecht 
durchgeführt. 

 

3. Nutzungsunterbrechung 

Im Rahmen der Dienstleistung kann es ggfs. zu Einschränkungen der 

Nutzungsfähigkeit der von der Dienstleistung betroffenen Compu-
ter-Systeme kommen. Der Auftragnehmer bemüht sich, solche Nut-
zungseinschränkungen zu vermeiden oder aber den Kunden recht-

zeitig auf eine etwaig zu erwartende Nutzungseinschränkung hinzu-
weisen. 

 

4. Schulungen 

4.1. Vom Auftragnehmer durchgeführte Schulungen werden termin-

lich mit dem Kunden abgestimmt. Inhaltlich ist der Auftragnehmer 
in der Gestaltung der Schulungen frei, solange der von den Parteien 

vereinbarte Schulungszweck gewahrt bleibt. Referentenwechsel, 
unwesentliche Änderungen im Veranstaltungsablauf oder eine zu-
mutbare Verlegung des Veranstaltungsortes berechtigen den Kun-

den nicht zur Preisminderung oder zum Rücktritt vom Vertrag. 

4.2. Schulungen beinhalten – soweit nichts anderes ausdrücklich 
vereinbart ist  –  die Demonstration bzw. exemplarische Einführung 
der Schulungsteilnehmer in die Funktionen und Funktionsabläufe 

der vertragsgegenständlichen Software. 

4.3. Schulungsunterlagen, die vom Auftragnehmer zur Verfügung 
gestellt werden, unterliegen dem Urheberrecht und dürfen ohne ge-

sonderte Genehmigung vom Auftragnehmer nur im Unternehmen 
des Kunden verwendet werden. Insbesondere die Weitergabe an 
Dritte oder die Veröffentlichung der Unterlagen im Internet ist un-

zulässig. 

4.4. Das Anfertigen von Video- und/oder Tonaufzeichnungen inner-
halb der Schulungen ist nicht zulässig. Werden entgegen dieser Re-

gelungen Video- und/oder Tonaufzeichnungen in Schulungen durch 
den Kunden oder dessen Mitarbeiter oder Beauftragte gefertigt, ist 
der vom Auftragnehmer eingesetzte Referent berechtigt, die Schu-

lung umgehend abzubrechen. Der Vergütungsanspruch für die Schu-
lung bleibt in diesem Fall vollumfänglich bestehen. 

4.5. Stornierungen einer mit dem Kunden vereinbarten Schulung 

sind bis fünf Werktage vor Veranstaltungsbeginn kostenfrei möglich, 
bei späterer Absage (bis 1 Werktag vor Seminarbeginn 12:00 Uhr) 
werden 50 % der vereinbarten Schulungsvergütung und – soweit 

diese bereits angefallen sind – Fahrt- und Unterbringungskosten des 
bzw. der Referenten zu 100% berechnet. Bei späteren Absagen wird 

die komplette Schulungsvergütung sowie die Erstattung angefalle-

ner Fahrt- und Übernachtungskosten fällig. 
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Teil E. -  Kauf von Hardware und Zubehör  

 
1. Vertragsgegenstand 

1.1. Die in diesem Abschnitt (Teil E.) aufgeführten Regelungen fin-

den Anwendung auf die Lieferung/Kauf der jeweils im Auftrag bzw. 
der Bestellung des Kunden aufgeführten Produkte (Computer-Sys-
teme, Speichermedien, Peripherien, Zubehör etc.). 

1.2. Etwaige Darstellungen in Printveröffentlichungen oder im On-

line-Shop stellen noch kein verbindliches Angebot vom Auftragneh-
mer dar. Ein Kaufvertrag kommt erst mit ausdrücklicher Bestätigung 

einer Kunden-Bestellung durch den Auftragnehmer oder aber Aus-
lieferung der bestellten Produkte an den Kunden zustande. 

1.3. Der Auftragnehmer liefert die vertragsgegenständlichen Pro-
dukte nach eigenem Ermessen selbst oder durch einen beauftragten 

Dritten. 

 

2. Lieferfristen und -bedingungen 

2.1.  Vom Auftragnehmer in Aussicht gestellte Fristen und Termine 
für Lieferungen und Leistungen gelten nur dann als Fixtermine, 

wenn dem Kunden ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Ter-
min zugesagt oder mit ihm vereinbart worden ist. Sofern Versen-
dung vereinbart wurde, beziehen sich Lieferfristen und Lieferter-

mine auf den Zeitpunkt der Übergabe an den Spediteur, Frachtfüh-
rer oder sonst mit dem Transport beauftragten Dritten. 

2.2. Der Auftragnehmer kann – unbeschadet der Rechte aus Verzug 

des Kunden – vom Kunden eine Verlängerung von Liefer- und Leis-
tungsfristen oder eine Verschiebung von Liefer- und Leistungstermi-
nen um den Zeitraum verlangen, in dem der Kunde seinen vertragli-

chen Verpflichtungen gegenüber dem Auftragnehmer nicht nach-
kommt. 

2.3. Der Auftragnehmer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung 

oder für Lieferverzögerungen, soweit diese durch höhere Gewalt 
oder sonstige, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht vorher-
sehbare Ereignisse (z.B. Betriebsstörungen aller Art, Schwierigkeiten 

in der Material- oder Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, 
Streiks, rechtmäßige Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, 
Energie oder Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von 

notwendigen behördlichen Genehmigungen, behördliche Maßnah-
men oder die ausbleibende, nicht richtige oder nicht rechtzeitige Be-

lieferung durch Lieferanten) verursacht worden sind, die der Auf-
tragnehmer nicht zu vertreten hat. Sofern solche Ereignisse den Auf-
tragnehmer die Lieferung oder Leistung wesentlich erschweren oder 

unmöglich machen und die Behinderung nicht nur von vorüberge-
hender Dauer ist, ist der Auftragnehmer zum Rücktritt vom Vertrag 

berechtigt. Bei Hindernissen vorübergehender Dauer verlängern 
sich die Liefer- oder Leistungsfristen oder verschieben sich die Lie-
fer- oder Leistungstermine um den Zeitraum der Behinderung zu-

züglich einer angemessenen Anlauffrist. Soweit dem Kunden infolge 

der Verzögerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung nicht zu-
zumuten ist, kann er durch unverzügliche schriftliche Erklärung ge-

genüber dem Auftragnehmer vom Vertrag zurücktreten. 

2.4. Der Auftragnehmer ist nur zu Teillieferungen berechtigt, wenn 

▪ die Teillieferung für den Kunden im Rahmen des vertragli-
chen Bestimmungszwecks verwendbar ist, 

▪ die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt 

ist und 

▪ dem Kunden hierdurch kein erheblicher Mehraufwand 
oder zusätzliche Kosten entstehen (es sei denn, der Auf-
tragnehmer erklärt sich zur Übernahme dieser Kosten be-

reit), 

▪ oder der Kunde der Teillieferung zugestimmt hat. 

2.5. Gerät der Auftragnehmer mit einer Lieferung oder Leistung in 
Verzug oder wird eine Lieferung oder Leistung, gleich aus welchem 

Grunde, unmöglich, so ist die Haftung vom Auftragnehmer auf Scha-

densersatz nach Maßgabe der Ziff. 8 / Teil A. dieser Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen beschränkt. 

 

3. Gewährleistung, Rügepflicht 

3.1. Die Gewährleistungsfrist beträgt ein Jahr ab Lieferung oder, so-

weit eine Abnahme erforderlich ist, ab der Abnahme.  

3.2. Die gelieferten Gegenstände sind unverzüglich nach Ablieferung 
an den Kunden oder an den von ihm bestimmten Dritten sorgfältig 

zu untersuchen. Sie gelten hinsichtlich offensichtlicher Mängel oder 
anderer Mängel, die bei einer unverzüglichen, sorgfältigen Untersu-
chung erkennbar gewesen wären, als vom Kunden genehmigt, wenn 

vom Auftragnehmer nicht binnen sieben Werktagen nach Abliefe-
rung eine schriftliche Mängelrüge des Kunden zugeht. Hinsichtlich 
anderer Mängel gelten die Liefergegenstände als vom Kunden ge-

nehmigt, wenn die Mängelrüge dem Auftragnehmer nicht binnen 

sieben Werktagen nach dem Zeitpunkt zugeht, in dem sich der Man-

gel zeigte; war der Mangel für den Kunden bei normaler Verwen-
dung bereits zu einem früheren Zeitpunkt erkennbar, ist jedoch die-
ser frühere Zeitpunkt für den Beginn der Rügefrist maßgeblich.  Auf 

Verlangen vom Auftragnehmer ist ein beanstandeter Liefergegen-
stand frachtfrei an den Verkäufer zurückzusenden. Bei berechtigter 
Mängelrüge erstattet der Auftragnehmer dem Kunden die Kosten 

des günstigsten Versandweges; dies gilt nicht, soweit die Kosten sich 
erhöhen, weil der Liefergegenstand sich an einem anderen Ort als 

dem Ort des bestimmungsgemäßen Gebrauchs befindet. 

3.3. Bei Sachmängeln der gelieferten Gegenstände ist der Auftrag-
nehmer nach seiner innerhalb angemessener Frist zu treffenden 
Wahl zunächst zur Nachbesserung oder Ersatzlieferung verpflichtet 

und berechtigt. Im Falle des Fehlschlagens, d.h. der Unmöglichkeit, 
Unzumutbarkeit, Verweigerung oder unangemessenen Verzögerung 

der Nachbesserung oder Ersatzlieferung, kann der Auftraggeber 
vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis angemessen mindern. 

3.4. Beruht ein Mangel auf einem Verschulden vom Auftragnehmer, 
kann der Kunde unter den in Ziff. 8 / Teil A. dieser Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz 
verlangen. 

3.5. Bei Mängeln von Bauteilen anderer Hersteller, die der Verkäufer 

aus lizenzrechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht beseitigen 
kann, wird der Auftragnehmer nach eigner Wahl Gewährleistungs-
ansprüche gegen die Hersteller und Lieferanten für Rechnung des 

Kunden geltend machen oder an den Kunden abtreten. Gewährleis-
tungsansprüche gegen den Auftragnehmer bestehen bei derartigen 
Mängeln unter den sonstigen Voraussetzungen und nach Maßgabe 

dieser Allgemeinen Lieferbedingungen nur, wenn die gerichtliche 
Durchsetzung der vorstehend genannten Ansprüche gegen den Her-

steller und Lieferanten erfolglos war oder, beispielsweise aufgrund 
einer Insolvenz, aussichtslos ist.  Während der Dauer des Rechts-
streits ist die Verjährung der betreffenden Gewährleistungsansprü-

che des Kunden gegen den Auftragnehmer gehemmt. 

3.6. Die Gewährleistung entfällt, wenn der Kunde ohne Zustimmung 
durch den Auftragnehmer den Liefergegenstand ändert oder durch 

Dritte ändern lässt und die Mängelbeseitigung hierdurch unmöglich 
oder unzumutbar erschwert wird. In jedem Fall hat der Kunde die 
durch die Änderung entstehenden Mehrkosten der Mängelbeseiti-

gung zu tragen. 

 

4. Eigentumsvorbehalt 

4.1. Der nachfolgend vereinbarte Eigentumsvorbehalt dient der Si-
cherung aller jeweils bestehenden derzeitigen und künftigen Forde-

rungen vom Auftragnehmer gegen den Kunden aus der zwischen 
den Vertragspartnern bestehenden Geschäftsbeziehung.  

4.2. Die vom Auftragnehmer an den Kunden gelieferte Ware bleibt 
bis zur vollständigen Bezahlung aller gesicherten Forderungen Ei-
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gentum vom Auftragnehmer. Die Ware sowie die nach den nachfol-

genden Bestimmungen an ihre Stelle tretende, vom Eigentumsvor-
behalt erfasste Ware wird nachfolgend „Vorbehaltsware“ genannt. 
4.3. Der Kunde verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für den 

Auftragnehmer. 

4.4. Der Kunde ist nicht berechtigt, die Vorbehaltsware im ordnungs-
gemäßen Geschäftsverkehr zu verarbeiten und/oder zu veräußern. 
Verpfändungen und Sicherungsübereignungen sind unzulässig. 

4.5. Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch 

Pfändung, wird der Kunde sie unverzüglich auf das Eigentum vom 
Auftragnehmer hinweisen und den Auftragnehmer hierüber infor-

mieren, um die Durchsetzung der dort bestehenden Eigentums-
rechte zu ermöglichen. Sofern der Dritte nicht in der Lage ist, dem 
Auftragnehmer die in diesem Zusammenhang entstehenden ge-

richtlichen oder außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet hier-
für der Kunde gegenüber dem Auftragnehmer. 

4.6. Der Auftragnehmer wird die Vorbehaltsware sowie die an ihre 

Stelle tretenden Sachen oder Forderungen freigeben, soweit ihr 
Wert die Höhe der gesicherten Forderungen um mehr als 50 % über-
steigt. Die Auswahl der danach freizugebenden Gegenstände obliegt 

dem Auftragnehmer. 

4.7. Tritt der Auftragnehmer bei vertragswidrigem Verhalten des 
Kunden – insbesondere Zahlungsverzug – vom Vertrag zurück (Ver-
wertungsfall), hat der Auftragnehmer einen Anspruch auf Heraus-

gabe der Vorbehaltsware. 

 

- - - - 

 

 


